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Erklärung  

 
Anlage J zum Antrag von Frau/Herrn             , geb. am       

 
Welche Hilfen gibt es?  

 
Pflegewohngeld (PWG)  

 
Pflegewohngeld deckt die Investitionskosten der Pflegeeinrichtung, also die Kosten, die mit der Herstellung, An-
schaffung und Instandsetzung von Gebäuden entstehen. Der Antrag auf Pflegewohngeld wird in der Regel von der 
Einrichtung mit Zustimmung der pflegebedürftigen Person gestellt. Stellt die Einrichtung keinen Antrag, kann die 
pflegebedürftige Person oder Ihr gesetzlicher Vertreter bzw. Bevollmächtigte/r dies tun. Gemäß § 16 Abs. 5 der 
Verordnung zur Ausführung des Alten-und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen (APG DVO NRW) wird Pflege-
wohngeld grundsätzlich ab Antragstellung gewährt. Erfolgt die Antragsstellung auch für einen bereits abgelaufenen 
Zeitraum, wird Pflegewohngeld für höchstens drei Monate rückwirkend ab dem Tag bewilligt, ab dem die Voraus-
setzungen erfüllt waren.  
 
Rechtsgrundlage für die Gewährung von Pflegewohngeld ist § 14 Alten-und Pflegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (APG NRW) i. V. m. §§ 13 ff. APG DVO NRW, wenn sich die Pflegeeinrichtung in NRW befindet. 
 
Das Bar- bzw. Sparvermögen des Pflegebedürftigen darf einen Betrag in Höhe von 10.000,-€ nicht übersteigen. Für 
nicht getrennt lebende Ehepaare/Lebenspartner sowie Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft erhöht sich dieser 
geschützte Betrag auf 15.000,-€.  
 
Sterbegeldversicherungen und Bestattungsvorsorgeverträge, die vor Eintritt der Hilfebedürftigkeit abgeschlossen 
wurden und sich pro Person auf einen Gesamtwert von max. 4.750,-€ für eine Erd- und max. 4.280,-€ für eine 
Feuerbestattung belaufen, müssen in der Regel nicht eingesetzt werden. Sollten gleichzeitig Grabpflegeverträge mit 
abgeschlossen worden sein, dürfen pro Person bis zu einem Gesamtbetrag von 9.350,-€ für eine Erdbestattung mit 
Grabpflege bzw. 6.280,-€ für eine Feuerbestattung mit Grabpflege vor Pflegebedürftigkeit abgeschlossen worden 
sein, um anerkannt zu werden.  
 
Hilfen zur Pflege in Einrichtungen (Sozialhilfe)  

 
Sozialhilfe ist eine Leistung, die nach den Vorschriften des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) gewährt 
wird. Sie gliedert sich auf in Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 19 Abs. 1, 27b SGB XII), Grundsicherung im Alter bzw. 
bei Erwerbsminderung (§§ 19 Abs. 2, 41 ff. SGB XII) und Hilfe zur Pflege (§§ 61, 65 SGB XII). Aufgrund der 
Regelung des § 2 SGB XII ist Sozialhilfe nachrangig. Dieses bedeutet, dass vor dem Erhalt von Sozialhilfe zunächst 
alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft werden müssen. Dazu zählen insbesondere das Einkommen, das 
Vermögen und Forderungen gegen Dritte.  
 
Informationspflicht nach Art. 13 DS-GVO 

 

Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung hat der Kreis seinen Bürgerinnen und Bürger bei der Erhebung von 
personenbezogenen Daten die folgenden Informationen mitzuteilen: 
 
Verantwortlicher : 

Kreis Mettmann 
Der Landrat 
Herr Thomas Hendele 
Düsseldorfer Str. 26. 
40822 Mettmann 
 
Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 
 

Datenschutzbeauftragter des Kreises Mettmann 
Düsseldorfer Str.26 
40822 Mettmann 
Tel. 02104 99-0 
datenschutz@kreis-mettmann.de 
 
Zweck der Datenverarbeitung und Rechtsgrundlagen 

 
Die Datenverarbeitung bei der Kreisverwaltung erfolgt im Wesentlichen auf Grundlage der maßgeblichen Rechtsvor-
schriften der verschiedenen Aufgabengebiete und Fachbereiche. Dazu zählen sowohl die fachspezifischen Gesetze 
und Verordnungen als auch die datenschutzrechtlichen Bestimmung wie die EU-Datenschutz-Grundverordnung und 
das Datenschutzgesetz NRW. 
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Darüber hinaus kann die Verarbeitung durch die Bekanntgabe der Daten durch die betroffene Person auf einer 
Einwilligung oder freiwilligen Angaben beruhen.  
 

Dauer der Speicherung  
 

Der Kreis ist im Rahmen der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung berechtigt und verpflichtet, personenbezogene Daten 
zu verarbeiten und zu speichern. Die Speicherung dieser Daten erfolgt so lange, wie sie für die Aufgabenerledigung 
benötigt werden.  
Der Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten bemisst sich nach den jeweils maßgeblichen 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen aller zurzeit gültigen Rechtsvorschriften i. V. m. der Europäischen Datenschutz-
Grundverordnung und allen sonstigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.  
 
Bereitstellung der Daten 

 
Die Herausgabe der Daten der betroffenen Personen ist im Regelfall erforderlich, um Anträgen auf Hilfe zur Pflege in 
Einrichtungen ordnungsgemäß bearbeiten und stattgeben zu können.  
Sie kann sich aber auch aus einer Bereitstellungspflicht ergeben, um gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen der 
Behörde erfüllen und durchsetzen zu können. 
Darüber hinaus kann die Notwendigkeit der Bereitstellung der Daten aus vertraglichen Vereinbarungen erforderlich 
sein.  
 
Rechte der Betroffenen 

 
Betroffene Personen haben nach der EU- Datenschutz-Grundverordnung folgende Rechte, wenn die gesetzlichen 

und persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

 Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen Daten  

 Die Betroffenen haben nach Art. 15 DS-GVO das Recht, von dem Verantwortlichen Auskunft über die bei       
ihm gespeicherten Daten zu erhalten.  
 

 Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten 

Wenn der Betroffene feststellt, dass die über ihn gespeicherten Daten fehlerhaft sind, hat er nach Art. 16  
einen Anspruch auf Korrektur der Daten.  

 

 Recht auf Löschung oder Einschränkung der Datenverarbeitung 

Betroffene haben nach den Art. 17 und 18 das Recht auf Löschung der gespeicherten Daten, sofern Auf- 
bewahrungsfristen nicht entgegenstehen.  

 

 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen besonderer Umstände 

Betroffene haben unter den Voraussetzungen des Art. 21 die Möglichkeit, der Datenverarbeitung in 
bestimmten Fällen für die Zukunft zu widersprechen oder einschränken zu lassen. 

 

 Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung 

Betroffene haben das Recht, erteilte Einwilligungen für die Zukunft zu widerrufen. 
 

 Recht auf Beschwerde  

Betroffene haben nach Art. 77 das Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde  
 
 
 
Zuständige Aufsichtsbehörde 
 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  
Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 2-4 
40213 Düsseldorf 
Telefon 0211 / 38424-0 
Fax 0211 / 38424-10 
Email poststelle@ldi.nrw.de 
Internet www.ldi.nrw.de 
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Weitere Informationen zum Datenschutz und Mitwirkungspflichten  

 
Wer Pflegewohngeld und/oder Sozialhilfe beantragt oder erhält, hat nach §§ 60 ff. Erstes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB I) alle für die Leistung erheblichen Tatsachen anzugeben und der Erteilung von Auskünften Dritter zuzustim-
men (z.B. Behörden, Ärzte, Krankenhäuser, Banken), wenn die notwendigen Daten nicht selbst beigebracht werden 
können. Alle Änderungen in den für die Leistung erheblichen Verhältnissen sind dem Kreis Mettmann unverzüglich 
und unaufgefordert mitzuteilen, insbesondere  
 

 Beantragung und Bewilligung von Renten, Wohngeld (Miet-/Lastenzuschuss), Kindergeld,  
     Leistungen der Arbeitsagentur, Unterhaltsvorschussleistungen, anderer Sozialleistungen  

 Erhalt von jeglichem Einkommen oder Vermögen  

 Änderungen der Höhe laufender Einkünfte und ihren Wegfall  

 Änderungen von Grundmiete und Nebenkosten sowie Wohnungswechsel  

 Ein-und Auszug von Personen sowie vorübergehende Abwesenheitszeiten von Personen im  
     Haushalt  

 Beendigung des Schulbesuches oder einer Ausbildung von Kindern  

 Ausscheiden aus der gesetzlichen Krankenversicherung, z.B. durch Kündigung des Arbeitsplatzes, 
     Scheidung, Sperrzeiten, etc.  

 Krankenhausaufnahmen und Rehabilitationsmaßnahmen  

 Mehrtägige Reisen  
 
Beweismittel sind auf Verlangen vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. Wird diesen Pflichten nicht nachge-
kommen und sind die Verhältnisse ungeklärt, kann die Hilfe abgelehnt oder nicht weiter geleistet werden. Auf die auf 
den Folgeseiten abgedruckten Rechtsvorschriften des Sozial- und des Strafgesetzbuches wird hingewiesen. Der 
Kreis Mettmann erhebt zur Bestimmung der Form der Hilfegewährung und deren detaillierter Ausgestaltung, sowie 
zur Bemessung der gewährten Leistungen persönliche und wirtschaftliche Daten. Der Umfang dieser Daten ergibt 
sich in der Regel aus dem Antrag. 
 
Es kann aber die Notwendigkeit bestehen, darüber hinausgehende Daten zu ermitteln, wenn die Ausgestaltung der 
Hilfe dies erfordert.  
Es können auch Daten erhoben werden, deren Mitteilung freiwillig ist. Sie sind im Antrag gekennzeichnet oder bei 
weiteren Fragen mit entsprechenden Hinweisen versehen. Grundsätzlich hat jede Person das Recht, ihre eigenen 
Daten selbst dem Kreis Mettmann mitzuteilen. Sollen andere Personen dies tun, ist für einen vertretenen 
Volljährigen eine Vollmacht notwendig; bei minderjährigen Kindern ist der gesetzliche Vertreter berechtigt. Kinder ab 
Vollendung des 15. Lebensjahres haben ein eigenes Antragsrecht (§ 36 SGB I).  
 
Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten vom Sozialamt nicht unbefugt erhoben, verarbei-
tet oder genutzt werden. Die Einzelheiten zum Schutz der Sozialdaten sind in den §§ 67 ff. Zehntes Buch Sozialge-
setzbuch (SGB X), u.a. § 67a (Datenerhebung), § 67b (Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung), sowie in  
§ 35 SGB I (Sozialgeheimnis) geregelt. Die Daten werden maschinell verarbeitet und gespeichert.  
 
Nach § 118 Abs. 1 SGB XII können die dort bestimmten Daten regelmäßig mit den Daten anderer Sozialhilfeträger 
und anderer Sozialleistungsträger, den Arbeitsämtern, den gesetzlichen Trägern der Unfall-, Renten- oder Kranken-
versicherung, dem Bundesamt für Finanzen, aber auch den kommunalen Dienststellen (z.B. Einwohnermeldeamt, 
Straßenverkehrsamt, Liegenschaftsamt) abgeglichen werden. Hierzu dürfen Name, Vorname, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Nationalität, Geschlecht, Anschrift und Versicherungsnummer der Empfänger von Sozialhilfeleistungen 
der zentralen Auskunftsstelle übermittelt werden. Weitere Dienststellen werden bei Bedarf gutachterlich beteiligt, wie 
z.B. das Schulamt, das Gesundheitsamt, die kommunale Bewertungsstelle beim Gutachterausschuss. Dies soll 
helfen, rechtmäßige und sachgerechte Hilfen zur Verfügung zu stellen und den Missbrauch von Pflegewohngeld 
und/oder Sozialhilfe zu vermeiden.  
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen des SGB XII und zu seiner Fortentwicklung wird nach §§ 121 ff. SGB XII eine 
Bundesstatistik über die Empfänger der Sozialhilfe durchgeführt. Die dabei zu meldenden Erhebungsmerkmale 

ergeben sich aus § 122 SGB XII. 

 
Relevante Rechtsvorschriften  

Auszug aus dem Ersten Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) in der Fassung vom 11.12.1975 (BGBl I S. 3015), Zuletzt geändert durch 

Art. 6 Abs. 7 G v. 23.5.2017  

§ 35 Sozialgeheimnis 
(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 Zehntes Buch) von den Leistungsträgern nicht 
unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflich-
tung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese 
weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen 
oder daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet 
sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die Daten-
stelle der Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, gemeinsame Service- 
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stellen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung 
von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie die anerkannten 
Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch 
wahrnehmen und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Abs. 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Beschäftigten haben auch 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren. 
(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraussetzungen des Zweiten Kapitels des 
Zehnten Buches zulässig. 
(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung 
oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht automatisierten Dateien und automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten 
Sozialdaten. 
(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 
(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches verarbeitet oder genutzt werden. 
Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen 
dadurch nicht beeinträchtigt werden können. 
 

§ 60 Angabe von Tatsachen  
(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
1.   alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen  
      Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, 
2.   Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der  
      Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich mitzuteilen, 
3.   Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden  
      vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 
Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat. 
(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden. 
 

§ 61 Persönliches Erscheinen  
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers zur mündlichen Erörterung des 
Antrags oder zur Vornahme anderer für die Entscheidung über die Leistung notwendiger Maßnahmen persönlich erscheinen. 
 

§ 62 Untersuchungen  
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers ärztlichen und psycholo-
gischen Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, soweit diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind. 
 

§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung  
(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht 
nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen 
die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der 
Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise 
absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 
(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen 
Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur selbständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit 
beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder 
teilweise versagen oder entziehen. 
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf 
diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen 
Frist nachgekommen ist. 
 
Auszug aus dem Zehnten Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) in der Fassung vom 18.01.2001 (BGBl I S. 130), zuletzt geändert vom 
11.11.2016  

§ 67a Datenerhebung  
(1) Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten Buches genannte Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung 
einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. Dies gilt auch für besondere Arten 
personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12). Angaben über die rassische Herkunft dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen, die sich 
ausdrücklich auf diese Daten beziehen muss, nicht erhoben werden. Ist die Einwilligung des Betroffenen durch Gesetz 
vorgesehen, hat sie sich ausdrücklich auf besondere Arten personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12) zu beziehen. 
(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden 
1.bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Abs. 2 genannten Stellen, wenn 

a)diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt sind, 
b)die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und 
c)keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt 
werden, 

2.bei anderen Personen oder Stellen, wenn 
a)eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die Übermittlung an die erhebende Stelle  
   ausdrücklich vorschreibt oder 
b) 
aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen oder  
      Stellen erforderlich machen oder 
bb) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und keine  
      Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen des Betroffenen  
      beeinträchtigt werden. 
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(3) Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er, sofern er nicht bereits auf andere Weise Kenntnis erlangt hat, über die 
Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und die Identität der verantwortlichen Stelle zu unterrichten. Über 
Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit 
1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Übermittlung an diese rechnen muss, 
2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle  
    oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder 
3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von  
    Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen  
    Zusammenarbeit verpflichtet sind. 
Werden Sozialdaten beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung 
der Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, ist der Betroffene hierauf sowie auf die Rechtsvorschrift, die 
zur Auskunft verpflichtet, und die Folgen der Verweigerung von Angaben, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. 
(4) Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, 
die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen. 
(5) Werden Sozialdaten weder beim Betroffenen noch bei einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle erhoben und hat der 
Betroffene davon keine Kenntnis, ist er von der Speicherung, der Identität der verantwortlichen Stelle sowie über die 
Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zu unterrichten. Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht nicht, wenn 
1. der Betroffene bereits auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Übermittlung erlangt hat, 
2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder 
3. die Speicherung oder Übermittlung der Sozialdaten auf Grund eines Gesetzes ausdrücklich vorgesehen ist. 
Über Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit 
1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der Übermittlung an diese rechnen muss, 
2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle  
    oder einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder 
3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder von  
    Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen  
    Zusammenarbeit verpflichtet sind. 
Sofern eine Übermittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spätestens bei der ersten Übermittlung zu erfolgen. Die 
verantwortliche Stelle legt schriftlich fest, unter welchen Voraussetzungen von einer Unterrichtung nach Satz 2 Nr. 2 und 3 
abgesehen wird. § 83 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 
 
§ 67b Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung  
(1) Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulässig, soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine 
andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder anordnen oder soweit der Betroffene eingewilligt hat. § 67a Abs. 1 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Übermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen nur insoweit zulässig ist, 
als es sich um Daten über die Gesundheit oder das Sexualleben handelt oder die Übermittlung zwischen Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder zwischen Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und deren Arbeitsgemeinschaften zur Erfüllung 
einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist. 
(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den Zweck der vorgesehenen Verarbeitung oder Nutzung sowie 
auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die Einwilligung des Betroffenen ist nur wirksam, wenn sie auf 
dessen freier Entscheidung beruht. Die Einwilligung und der Hinweis bedürfen der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist 
die Einwilligungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben. 
(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 auch dann vor, 
wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall sind der Hinweis nach 
Absatz 2 Satz 1 und die Gründe, aus denen sich die erhebliche Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszweckes ergibt, 
schriftlich festzuhalten. 
(4) Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich beeinträchtigen, dürfen nicht 
ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten gestützt werden, die der Bewertung einzelner 
Persönlichkeitsmerkmale dient. 
 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert vom 

11.04.2017  

§ 263 Betrug 
 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines 
anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen 
einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) 1In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. 2Ein besonders      
         schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

 
1.  

gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Urkundenfälschung oder 
Betrug verbunden hat, 

 
2.  

einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht handelt, durch die fortgesetzte Begehung von 
Betrug eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen, 

 
3.  eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 

 
4.  seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder Europäischer Amtsträger missbraucht oder 

 
5.  

einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in 
Brand gesetzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder Stranden gebracht 
hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 
263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

https://dejure.org/gesetze/StGB/243.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/247.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/248a.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/263.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/264.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/267.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/269.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/68.html
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Diese Erklärung und die Auszüge aus dem SGB I, SGB X und dem StGB habe ich erhalten und hiermit 
zur Kenntnis genommen. Die im Antrag genannten Personen hatten ebenfalls Gelegenheit, das 
Merkblatt zu lesen.  
 

Ich versichere, dass die im Pflegewohngeld-/Sozialhilfeantrag gemachten Angaben und eingereichten 
Nachweise vollständig und wahr sind. Es ist mir bekannt, dass ich wegen unvollständiger oder unwahrer 
Angaben strafrechtlich verfolgt werden kann und zu Unrecht erhaltene Leistungen erstatten muss.  
 

Ich verpflichte mich, unverzüglich und unaufgefordert Änderungen der persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse (auch die meiner Haushaltsangehörigen) mitzuteilen, die für die Leistungsgewährung 
erheblich sind. Dies betrifft insbesondere Änderungen in den Einkommens-, Vermögens-, Familien-und 
Aufenthaltsverhältnissen.  
 
Ich bin darüber belehrt worden, dass ich gem. § 60 Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil- (SGB) über 
meine Einkommens- und Vermögensverhältnisse wahrheitsgemäße und vollständige Angaben zu 
machen habe. Von den beiliegend abgedruckten Bestimmungen der §§ 60 und 66 SGB 
(Mitwirkungspflichten und Folgen fehlender Mitwirkung) sowie § 263 Strafgesetzbuch (Betrug) habe ich 
Kenntnis genommen. Ich weiß, dass unrichtige bzw. unvollständige Angaben strafrechtliche Verfolgung 
wegen Betrugs nach sich ziehen können. 
 
Ferner erkläre ich, darüber unterrichtet worden zu sein, dass meine Einkünfte, sowie ggf. die Einkünfte 
meines Ehegatten, ab sofort nur noch zur Deckung meines Unterhaltsbedarfs in Form der für mich 
entstehenden Heimkosten verwendet werden dürfen (Ausnahme: notwendiger Lebensunterhalt des 
Ehegatten). Über Ausnahmen entscheidet der Kreis Mettmann im Rahmen meines Antrages auf 
Sozialhilfe. 
 
Einverständniserklärung und Bevollmächtigung zur Zahlungsabwicklung 
 
Ich erkläre mich ausdrücklich damit einverstanden, dass die vom Kreis Mettmann für mich zu zahlende 
Sozialhilfe zur Deckung der entstehenden Heimkosten direkt an die Pflegeeinrichtung gezahlt wird, in der 
ich mich jeweils befinde. Weiterhin erkläre ich unwiderruflich und über meinen Tod hinaus, dass der 
Kreis Mettmann als Träger der Sozialhilfe berechtigt ist, die nach Beendigung des Sozialhilfebezuges 
gegebenenfalls zu viel gezahlten Leistungen direkt beim Pflegeheim zurück zu fordern. 
Dementsprechend bevollmächtige ich hiermit die Pflegeeinrichtung, diese Beträge an den Kreis 
Mettmann auszuzahlen. 
 
 
 
 

     ,      __________________________________________________________________ 
       Ort, Datum                                 Unterschrift  des/r Antragstellers/in       Betreuer/in    Bevollmächtigte/r   
 
 
 
 

     ,      __________________________________________________________________ 
       Ort, Datum                                 Unterschrift  des/r Ehe-/Lebenspartners/in/Lebensgefährten/in 

 


